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(Nr. 13614.) Geſetz über die Aufwertung der dem Lande Preußen obliegenden privatrechtlichen und 
öffentlichrechtlichen Verpflichtungen zu nicht wiederkehrenden verzinslichen Leiſtungen. 
Vom 26. Juni 1931. 


Auf Grund des 8 21 des Reichsgeſetzes zur Regelung älterer ſtaatlicher Renten vom 
16. Dezember 1929 (Reichsgeſetzbl. I S. 221) hat der Landtag folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Bi: 

Die dem Lande Preußen obliegenden privatrechtlichen oder öffentlichrechtlichen Verpflich⸗ 
tungen zu nicht wiederkehrenden verzinslichen Leiſtungen, die vor der Staatsumwälzung ganz oder 
teilweiſe als Ausgleich für die Aufgabe oder den Verluſt von landesherrlichen oder ſtandes⸗ 
herrlichen Rechten begründet ſind und die Zahlung einer beſtimmten, in Mark oder einer anderen 
nicht mehr geltenden inländiſchen Währung ausgedrückten Geldſumme zum Gegenſtande haben, 
werden nach Maßgabe des § 4 Abſ. 1, Abſ. 2 Satz 1, Abſ. 3 und 4, 88 5, 6 Abſ. 1, 88 11, 12 des 
Reichsgeſetzes zur Regelung älterer ſtaatlicher Renten vom 16. Dezember 1929 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 221) aufgewertet, wenn ſie durch den Währungsverfall betroffen ſind. Soweit nicht feſtſteht, ob 
Grundbeſitz auf Grund privatrechtlichen oder öffentlichrechtlichen Titels erworben war, iſt die Höhe 
der Aufwertung zwiſchen 8 und 25 vom Hundert feſtzuſetzen. 


8 2. 

(1) Anſprüche auf Grund dieſes Geſetzes müſſen innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei dem Preußiſchen Finanzminiſter angemeldet werden. 
Die Friſt wird auch gewahrt durch Anmeldung bei der in der Angelegenheit zur Vertretung des 
Fiskus berufenen Behörde oder bei der für die Auszahlung zuſtändigen Kaſſe. 


(2) Der Preußiſche Finanzminiſter hat für das Land Preußen eine Erklärung darüber 
abzugeben, inwieweit der angemeldete Anſpruch anerkannt wird. Wird eine Erklärung nicht 
innerhalb von ſechs Monaten abgegeben, ſo gilt der Anſpruch als abgelehnt. 


(3) Iſt der Anſpruch abgelehnt, ſo kann er bis zum Ablauf von fünfzehn Monaten ſeit dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes im Rechtsweg geltend gemacht werden. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 14. Juli 1931.) 25 
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(4) Anſprüche, die nicht innerhalb der im Abſ. 1 bezeichneten Friſt oder nach Ablehnung 
nicht innerhalb der im Abſ. 3 bezeichneten Friſt im Rechtsweg geltend gemacht ſind, erlöſchen. 
Wird ein Anſpruch für eine Familie als ſolche geltend gemacht, ſo genügt zur Wahrung der Friſt 
die Anmeldung und Klage eines Mitglieds der Familie. War der Anſpruch vor Ablauf von ſechs 
Monaten nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes rechtshängig geworden, fo findet Satz 1 dieſes Abſatzes 
keine Anwendung. Das Gericht entſcheidet über die in dem vorausgegangenen Verfahren 
den Parteien erwachſenen Koſten nach freiem Ermeſſen. 8 


8 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. d 
Berlin, den 26. Juni 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13615.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die vorläufige Regelung der Gemeindewahlen 
(Gemeindewahlgeſetz) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 12. Februar 1924 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 99). Vom 26. Juni 1931. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Ar Artikel I. 

8 8 erhält folgende Faſſung: 

88. 

Wenn ein Gemeindevertreter die Wahl ablehnt oder vor Ablauf der Wahlzeit ausſcheidet, 
oder wenn die Wahl eines einzelnen Gemeindevertreters für ungültig erklärt iſt, ſo tritt an ſeine 
Stelle der Bewerber, der in demſelben Vorſchlage hinter den Gewählten an erſter Stelle berufen 
iſt. Die Reihenfolge, in der die Bewerber zu berufen ſind, kann durch die Mehrheit der noch 
wahlberechtigten Unterzeichner des Wahlvorſchlags geändert werden. Die Anderung muß dem 
Gemeindevorſtande bis zum Ablauf von zwei Wochen nach erfolgter ortsüblicher Bekanntmachung 
der Erledigung der Stelle mitgeteilt werden. Die Feſtſtellung des Erſatzmanns erfolgt durch den 
Gemeindevorſtand. Nach erfolgter Feſtſtellung iſt der Betreffende zu der nächſten Sitzung einzuladen 
und einzuführen. Auf die Bekanntmachung und die Nachprüfung der Feſtſtellung finden die Vor⸗ 
ſchriften des 8 6 Abſ. 8 Anwendung. Iſt ein weiterer Bewerber in demſelben Wahlvorſchlage 
nicht vorhanden, ſo bleibt der Gemeindevertreterſitz unbeſetzt. 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 26. Juni 1931. 


c Dias Preußische Staats miniſterium. 


Braun. Severing. 
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(Nr. 13616.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Regelung verſchiedener Punkte des Gemeinde⸗ 
verfaſſungsrechts vom 27. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 211). Vom 29. Juni 1931. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel I. 
§ 3 erhält folgende Faſſung: 
8 3. 

(1) Gemeindevorſtand iſt, auch in der Rheinprovinz, der Gemeindevorſteher. Er beruft die 
Gemeindevertretung und führt den Vorſitz mit vollem Stimmrecht. 

(2) Der Gemeindevorſtand vertritt die Gemeinde nach außen unbeſchadet der Vorſchriften 
des & 102 der Landgemeindeordnung für die Rheinprovinz und des § 65 der Landgemeindeordnung 
für die Provinz Weſtfalen. 

(3) 8 23 Abſ. 7 Satz 1 der Kreisordnung für die Rhemprovinz ($ 73 der Landgemeinde⸗ 
ordnung für die Rheinprovinz) findet für den Fall keine Anwendung, daß der Bürgermeiſter 
mehrere Amter, die nur aus je einer Gemeinde beſtehen, verwaltet. In dieſem Falle iſt der 
Bürgermeiſter zugleich Gemeindevorſteher nur in der Gemeinde, in der er ſeinen Wohnſitz hat. 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 29. Juni 1931. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. 


(Nr. 13617.) Geſetz zur Anderung des Artikels 9 des Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetz über die 
Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung. Vom 29. Juni 1931. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Einziger Artikel. 
Artikel 9 des Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und 
die Zwangsverwaltung vom 23. September 1899 (Geſetzſamml. S. 291) erhält folgende Faſſung: 
Für ein Gebot einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes, der Preußiſchen 
Staatsbank (Seehandlung), der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, der Preußiſchen 
Landesrentenbank, der Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt, einer landſchaftlichen, ritter⸗ 
ſchaftlichen, ſtadtſchaftlichen, ſtädtiſchen, provinzialen oder ſonſtigen öffentlichrechtlichen 
Kreditanſtalt oder einer öffentlichen Sparkaſſe kann Sicherheitsleiſtung nicht verlangt 
werden. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 29. Juni 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 
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(Nr. 13618.) Geſetz über eine Anderung des Preußiſchen Staatsgebiets. Vom 29. Juni 1931. 


D er Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 

(1) Der im $ 1 des Staatsvertrags zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Freiftaate 
Lippe vom 20. Juli 1929 vereinbarten Grenzveränderung, nämlich der Abtretung einer zum 
Preußiſchen Staatsgebiete gehörigen Fläche von 26,14 a der preußiſchen Gemeinde Valdorf an 
Lippe und der Einverleibung einer zu Lippe gehörigen Fläche von 35,58 a der lippiſchen Gemeinde 
Kalldorf in das Preußiſche Staatsgebiet wird zugeſtimmt. { 

(2) Der in der Anlage abgedruckte Staatsvertrag vom 20. Juli 1929 wird genehmigt: 


§ 2. 
. (1) Vom Tage des Inkrafttretens des Staatsvertrags ab wird der an Preußen fallende 
f Gebietsteil in die Landgemeinde Valdorf des Landkreiſes Herford in der Provinz Weſtfalen ein⸗ 
gegliedert. 
(2) Vom gleichen Zeitpunkt ab treten in dieſem Gebietsteile die preußiſchen Landesgeſetze, 
Verordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften, die im Landkreiſe Herford gelten, in 
Kraft und die entſprechenden lippiſchen Vorſchriften außer Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 


Berlin, den 29. Juni 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


Staatsvertrag | 


zwiſchen dem Freiſtaat Preußen und dem Freiſtaat Lippe über den Austauſch 
von Gebietsteilen, die zu der preußiſchen Gemeinde Valdorf und der lippiſchen 
Gemeinde Kalldorf gehören. 

Die Landesgrenze zwiſchen dem Freiſtaat Preußen und dem Freiſtaat Lippe zwiſchen den 
Landesgrenzſteinen 10 a bis 15 wird laut Grenzbeſchreibung vom 31. Juli 1862 durch die Mitte 
des vorhandenen Grenzweges gebildet. Dieſer Weg iſt in den letzten Jahren ausgebaut und ver— 
breitert worden, und die Landesgrenze verläuft nunmehr im Zickzack über den neuen Weg. 

Zur Beſeitigung dieſes Übelſtandes haben der von dem Preußiſchen Staatsminiſterium 
beſtellte Kommiſſar, Herr Regierungsvizepräſident Dr. von Krauſe, und der von dem Lippiſchen 
Landespräſidium beſtellte Kommiſſar, Herr Präſidialrat Heiſe, vorbehaltlich der Zuſtimmung der 
beiderſeitigen Landtage folgendes vereinbart: 


8 1. 
Preußen tritt an Lippe ab die Parzelle Gemeinde Valdorf, Flur 2 Nr. 793/0. 91 zur Größe 
von 26,14 a. x 
Dagegen tritt Lippe an Preußen ab die Parzellen Gemeinde Kalldorf, Kartenblatt 10 
27%é& 118 zur Größe voennnnnnn 
BU HB „ e 7 ME EN LEE NIE FRA N S 
304/186 „ „ F hee 
294/1868 „% „ en., , nenn 
293/186 „ „ % e bene 


302% 74 „ „ „ „ „„ NEE WERD 
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Nach Vollziehung dieſes Flächenaustauſches wird die neue Grenze auf den angehefteten 
Handzeichnungen des Preußiſchen Kataſteramts I in Herford und der Lippiſchen Kataſterinſpektion 
in Detmold durch den roten Farbſtreifen bezeichnet, während der bisherige Verlauf der Grenze durch 
den grünen Farbſtreifen kenntlich gemacht iſt. 


8 2. 

Das Privateigentum und die Unterhaltungslaſt an dem Grenzwege iſt zwiſchen dem preu⸗ 
ßiſchen Landkreiſe Herford einerſeits und der ehemaligen lippiſchen Amtsgemeinde Varenholz 
andererſeits bereits ſo geregelt, daß die nach dieſem Vertrage an Preußen fallenden Flächen in 
Eigentum und Unterhaltungslaſt des Landkreiſes Herford, die an Lippe fallenden Flächen in 
Eigentum und Unterhaltungslaſt der ehemaligen Amtsgemeinde Varenholz ſtehen. 


§ 3. 

Nach dem Inkvafttreten dieſes Vertrages werden die zuſtändigen . Vermeſſungs⸗ 
beamten die Landesgrenzſteine 10 a, 11, 12, 13, 14 und 15 umſetzen, neu einmeſſen und über die 
Veränderung der Grenzſtrecke eine neue Grenzbeſchreibung abfaſſen. Dieſe Grenzbeſchreibung 
tritt an Stelle der Grenzbeſchreibung vom 31. Juli 1862, Hauptabteilung B, Syſtem J, Grenzſtein 
Nr. 10 a bis 15. 

§ 4. 

Dieſer Staatsvertrag ſoll vatifiziert und die Ratifikationsurkunden ſollen ſobald wie möglich 
in Minden i. W. ausgewechſelt werden. 

Dieſer Vertrag tritt einen Monat nach dem Tage, an dem die Ratifikationsurkunden aus⸗ 
gewechſelt worden ſind, in Kraft. 


Zu Urkund deſſen haben die Kommiſſare dieſen Staatsvertrag und die in § 1 bezeichneten 
Anlagen unterzeichnet. 


So geſchehen in zweifacher Ausfertigung. 
Detmold, den 20. Juli 1929. 


(Siegel.) Dr. Paul von Krauſe, (Siegel.) Max Heiſe, 
Regierungsvizepräſident. i Präſidialrat. 


(Nr. 13619.) Geſetz, betreffend die Beteiligung des Preußiſchen Staates an den Koſten der Arbeits⸗ 
loſenfürſorge. Vom 29. Juni 1931. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 

In Durchführung der Vorſchriften des Vierten Teiles Kapitel II Artikel 1 und 3 der Not⸗ 
verordnung des Reichspräſidenten vom 5. Juni 1931 (Reichsgeſetzbl. I S. 279) wird dem Staats- 
miniſterium ein Betrag bis zu 60 Millionen Reichsmark zur Erleichterung der Wohlfahrtslaſten 
der Gemeinden und Gemeindeverbände zur Verfügung geſtellt. 


8 2. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im 8 1 N Mittel im Br des Kredits 
zu beſchaffen. 
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(2) Die Schuld ift in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


8 3. 

Das Staatsminiſterium iſt verpflichtet, einem Unterausſchuſſe des Hauptausſchuſſes des 
Preußiſchen Landtags monatlich eine ziffernmäßige Überſicht über die Verteilung der im § 1 zur 
Verfügung geſtellten Mittel vorzulegen. 

SA, 

Die zuſtändigen Minifter 5 die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vor⸗ 
ſchriften. 

8 5. 

Dieſes Geſet tritt mit dem 1. Juli 1931 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 


Berlin, den 29. Juni 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Hirtſiefer. Höpker Aſchoff 
zugleich für den Miniſter des Innern. 


(Nr. 13620.) Verordnung zur Erleichterung der Wohlfahrtslaſten der Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände. Vom 30. Juni 1931. 


Auf Grund des Vierten Teils Kapitel II Artikel 3 § 1 der Zweiten Verordnung des Reichs⸗ 
präfidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 5. Juni 1931 (Reichsgeſetzbl. I S. 279) 
wird verordnet: 

1 

In Verſtärkung der gemäß Vierten Teils Kapitel II Artikel 1 Abſ. 1 Nr. 2 vom Reiche zur 
Erleichterung der Wohlfahrtslaſten zu überweiſenden Mittel erhalten die Stadt- und Landfreife 
als Bezirksfürſorgeverbände aus den Beträgen, die das Land Preußen in Durchführung der 
Vorſchriften des Vierten Teiles Kapitel II Artikel 1 und 3 a. a. O. zur Verfügung ſtellt, für die 
Zeit bis zum 31. März 1932 Beihilfen nach Maßgabe folgender Vorſchriften. 


8 2. 
(1) Die Stadt- und Landkreiſe erhalten für die Zahl der vom Arbeitsamt anerkannten 
Wohlfahrtserwerbsloſen, ſoweit ſie über 20 vom Hundert des Durchſchnitts liegt, einheitlich je 
50 RM, außerdem: 
die Stadtkreiſe 
mit mehr als 500 000 Einwohnern r e 
mit mehr als 200 000 bis 500 000 . VW 


e „ 100 00% % 200.000 8 V 
„ „ „ 50 000 „ 100 000 1 i DE Se An N an 
„ „ „ 20 000 „ 50 000 5 . rue 


die Landkreiſ e e a an 2 6 Wu 2 
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(2) Die zahlenmäßigen Feſtſtellungen, insbeſondere über die Errechnung des Durchſchnitts, 
trifft das Statiſtiſche Landesamt unter Zugrundelegung der Einwohnerzahlen nach der Volkszählung 
vom 16. Juni 1925 und der Zahl der Wohlfahrtserwerbsloſen nach dem Stande vom 31. März 
1931. Bei den Stadtkreiſen iſt der Durchſchnitt nach den Größengruppen des Abſ. 1, bei den 
Landkreiſen nach der Geſamtheit der Landkreiſe zu errechnen. 


§ 3. 

Soweit die vom Lande bereitgeſtellten Beträge die für die Ausſchüttungen erforderliche Höhe 
nicht erreichen, werden ſie aus dem gemäß Vierten Teils § 11 der Verordnung des Reichspräſidenten 
zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 1. Dezember 1930 (Reichsgeſetzbl. I S. 517) 
gebildeten Ausgleichsfonds entſprechend aufgefüllt; ſoweit ſie darüber hinausgehen, werden ſie dem 
Ausgleichsfonds zugeführt. 

SA. 

Die auf die einzelnen Stadt- und Landkreiſe entfallenden Beträge werden ihnen vom 1. Juli 

1931 ab allmonatlich in Höhe von einem Neuntel überwieſen. 
8 5. 

Die Bezirksfürſorgeverbände haben die ihnen aus Mitteln des Reichs und nach Maßgabe 
der vorſtehenden Beſtimmungen zufließenden Beträge zur Beſtreitung des ihnen durch die Folgen 
der Arbeitsloſigkeit erwachſenden Aufwandes zu verwenden. Ob und inwieweit die Landkreiſe die 
ihnen zufließenden Beträge zur Beſtreitung ihres eigenen Aufwandes oder auch des Aufwandes 
der kreisangehörigen Gemeinden (Amter) verwenden, beſtimmt der Kreisausſchuß. 


8 6. 
Mit der Durchführung dieſer Verordnung werden der Miniſter des Innern, der Finanz⸗ 
miniſter und der Miniſter für Volkswohlfahrt beauftragt. 


8 7. 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 30. Juni 1931. 


Siecel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. Hirtſiefer. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13621.) Bekanntmachung wegen des Inkrafttretens der Verordnung über den Anſchluß der in 
Schaumburg⸗Lippe wohnenden Tierärzte an die Tierärztekammer der Provinz Hannover. 
Vom 24. Juni 1931. 


Die Verordnung über den Anſchluß der in Schaumburg-Lippe wohnenden Tierärzte an die 
Tierärztekammer der Provinz Hannover vom 2. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 105) tritt am 1. Juli 
1931 in Kraft. 


Berlin, den 24. Juni 1931. 


Der Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
In Vertretung: 
Arnoldi. 


De. Grunau, lol ten. str. 12973 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Mai 1931 
über die Verlängerung des der Stadt Barmen (jetzt Wuppertal) für Zwecke der ſtädtiſchen 
Waſſerverſorgung verliehenen Enteignungsrechts 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 22 S. 121, ausgegeben am 30. Mai 1931; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Mai 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Zweckverband für den Ausbau und die 
Unterhaltung des Selchower Flutgrabens und ſeiner Nebengräben in Zeuthen für den 
Ausbau des Selchower Flutgrabens und ſeiner Nebengräben 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 24 S. 139, ausgegeben am 13. Juni 1931; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Mai 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Provinz Sachſen 
für den Bau einer Elbebrücke bei Tangermünde, der dazugehörigen Anrampungen und eines 
Leitdeichs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 25 S. 133, ausgegeben am 20. Juni 1931. 


Herausgegeben vom 1 Staatsminiſterium. — Druck: Preußiſche Druckerei⸗ und 
Verlags⸗Aktiengeſellſchaft Berlin. 
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